
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 
wir gehen in die Karwoche. 
Für mich als Christ bedeutet 
das nicht nur, das Leiden Jesu 
Christi in der nun zu Ende ge-
henden Passionszeit nach-
zuempfinden. Es ist eine gute 
Gelegenheit, das eigene Tun 
kritisch zu betrachten. Darum 
werde ich ganz bewusst in 
den nächsten Tagen die Zeit nutzen, um nach-
zudenken, viel zu lesen und dann hoffentlich Be-
stätigung und Gewissheit für mein weiteres Tun 
finden. Denn leider ist es so, dass im politischen 
Alltag fast keine Zeit dafür bleibt, über Probleme 
und Zusammenhänge und die Folgen von Ent-
scheidungen in Ruhe zu sinnieren. Geht es Ihnen 
ähnlich? Dann lade ich Sie ein. Machen Sie mit. 
Gönnen Sie sich Ruhe. Dann hört man auf einmal 
auch wieder die Frohe Botschaft Jesu Christi, der 
für uns am Kreuz gestorben ist. 
 
Ihr und Euer 

 
____________________________________________________ 
Peter Tauber bezieht klar Stellung 
gegen den Linksextremismus 
 
Der Kreisverband der Linken im Main-Kinzig-Kreis 
hat in einer Pressemitteilung angekündigt, Straf-
anzeige gegen meine Person zu stellen. Da die 
Linke es leider unterlassen hat, die Vorgänge im 
Deutschen Bundestag vollständig und nachvoll-
ziehbar darzulegen, möchte ich dies an dieser 
Stelle tun. Im Rahmen der letzten Haushaltsbera-
tungen zum Etat des Bundesministeriums für Fa-
milien, Senioren, Frauen und Jugend kochten die 
Emotionen hoch. Anstatt über die immer noch zu 
geringe Geburtenrate, über die Wirksamkeit von 
familienpolitischen Leistungen oder das neue 
Modell zur Pflegezeit zu diskutieren, kannte die 
Opposition nur ein Thema: Die angebliche Ver-
nachlässigung des Kampfes gegen den Rechtsex-
tremismus durch die christlich-liberale Koalition. 
 
Auslöser für diese Unterstellung und die darauf 
im Laufe der Plenardebatte unerhörten Zwischen-
rufe von links war die Ankündigung, künftig auch 

den Linksextremismus stärker bekämpfen zu wol-
len. Ein berechtigtes Anliegen, wenn man weiß, 
dass gerade die Gewalt von links zunimmt, dass 
sich die Zahl der gewaltbereiten Linksextremen 
deutlich erhöht hat. Dass die SED-Fortsetzungs-
partei hier laut aufschrie, mag nicht verwundern. 
Zwar ist nicht jedes Mitglied der Linkspartei 
linksextrem, aber die Partei in ihrer Struktur ist 
nicht nur die Rechtsnachfolgepartei der SED, son-
dern sie unterstützt bis heute linksextreme Grup-
pen, sponserte z.B. in Berlin vor kurzem eine Ver-
anstaltung, bei der Autonome das „richtige“ Abfa-
ckeln von Autos erklärten, oder unterstützt das 
„Schampussaufen“, das linksextreme Gruppen je-
des Mal organisieren, wenn ein deutscher Soldat 
im Auslandseinsatz stirbt.  
 
Das, was unter Demokraten eigentlich Konsens 
sein sollte führte dann fernab des Rednerpultes zu 
heftigen Wortgefechten während der Rede des 
Kollegen Toncar von der FDP-Fraktion. Sven Kind-
ler von den Grünen verstieg sich zu der Aussage, 
die CDU sei doch bei keiner Demonstration gegen 
Rechtsextreme dabei. Empörung vor allem bei 
Kollegen der CSU, weil dort viele engagierte 
Kommunalpolitiker in ihren Gemeinden aktiv ge-
gen die NPD arbeiten und immer wieder NPD-
Veranstaltungen verhindern. Als dann ein linker 
Abgeordneter aus der vorletzten Reihe rief, dass 
die CDU doch mit den Nazis gemeinsame Sache 
mache, ist mir dann ehrlich gesagt der Kragen ge-
platzt. Ich habe ihm quer durch den Plenarsaal 
den Satz des großen alten Sozialdemokraten Kurt 
Schumacher an den Kopf geworfen, nachdem 
Kommunisten auch nur rot lackierte Faschisten 
seien. Schumacher hat Zeit seines Lebens eine 
Zusammenarbeit der SPD mit Kommunisten und 
SED (also der heutigen Linkspartei) abgelehnt, 
weil er sich gut daran erinnerte, dass die Kommu-
nisten ebenso wie die Nazis bei der Beseitigung 
der ersten Republik mitgewirkt haben. Jeder Ex-
tremismus ist schlecht und eine Gefahr für die 
Demokratie, sowohl der von links als auch der von 
rechts. Darum habe ich die Rüge für meinen Zwi-
schenruf zwar angenommen, entschuldigt habe 
ich mich jedoch nicht. Und ich bleibe auch in mei-
ner grundsätzlichen Ablehnung aller Verfassungs-
feinde bei meinem Standpunkt: Rechtsextremis-
ten muss man mit allen Mitteln bekämpfen, aber 
auch die Linksextremen gehören nicht in ein 
deutsches Parlament, sondern ins Geschichts-
buch. 
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Peter Tauber auf Antrittsbesuch 
in Hasselroth 
 

 
 
Der heimische Bundestagsabgeordnete Dr. Peter 
Tauber hat die Gemeinde Hasselroth besucht und 
ein längeres Gespräch mit Bürgermeister Uwe 
Scharf geführt. Peter Tauber informierte sich über 
die Situation vor Ort und diskutierte die Entwick-
lungspotentiale der Gemeinde mit dem parteilo-
sen Bürgermeister. Schwerpunkt des Gespräches 
waren die Kindertagesstätten und die Kindergär-
ten. Uwe Scharf erläuterte dem Mitglied des Bun-
destagsausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend das neue Hasselrother Rahmenkon-
zept für die Kindergärten. Dieses sei nach Rück-
sprache mit den Eltern der Kindergartenkinder 
entworfen und konzipiert worden und gehe somit 
besonders auf deren Wünsche nach einem mo-
dernen Kindergarten ein. Peter Tauber lobte die 
gute Einbindung der Eltern. Erfreut zeigte sich Pe-
ter Tauber auch darüber, dass die Betreuung der 
Unter-Dreijährigen in Hasselroth extrem gut an-
genommen werde. „Die Lebenssituation der Men-
schen verändert sich immer schneller. Dem müs-
sen wir Rechnung tragen und die passenden Be-
treuungsangebote für berufstätige Väter und 
Mütter schaffen“, unterstreicht Peter Tauber die 
Aussagen von Bürgermeister Scharf.  
____________________________________________________ 

Peter Tauber: „Main-Kinzig-Kreis 
kann Optionskommune bleiben!“  
 
Erfreut zeigte sich der Bundestagsabgeordnete 
Dr. Peter Tauber über den jetzt erreichten Kom-
promiss bei der Betreuung der Langzeitarbeitslo-
sen. In einer gemeinsamen Bund-Länder Arbeits-
gruppe habe man vereinbart, dass die Options-
kommunen, die die Betreuung der Langzeitar-

beitslosen in Eigenregie leisten, auch über das 
Jahr 2010 hinweg bestehen können, so der heimi-
sche Bundestagsabgeordnete. Damit sei nun klar, 
dass der Main-Kinzig-Kreis seinen Weg weiterge-
hen könne. Dies sei nicht nur für die Betroffenen 
ein gutes Signal, sondern zugleich für die Mitar-
beiter vor Ort, die nun um die Sicherheit ihrer 
Jobs wüssten. Bestandteil des Kompromisses ist 
auch eine Grundgesetzänderung, so Tauber. Da-
mit solle den 346 Jobcentern, in denen Kommu-
nen und Bundesagentur für Arbeit (BA) zusam-
menarbeiten, der Fortbestand in der Zukunft er-
möglicht werden. Wie Tauber unterstrich, habe 
die Union zudem durchsetzen können, dass die 
Zahl der sogenannten Optionskommunen bun-
desweit von 69 auf höchstens rund 110 steigen 
soll. Demnach könnten etwa 40 neue Options-
kommunen hinzukommen. „In vielen Gesprächen 
in der Fraktion habe ich bei den Fachleuten ver-
sucht, für eine schnelle Einigung zu werben. Für 
uns im Main-Kinzig-Kreis ist das ein gutes Signal“, 
freut sich Tauber. 
____________________________________________________ 

Tauber wirbt für Elektromobilität  
 
Der Elektromobilität gehört die Zukunft. Davon 
ist nicht nur Dr. Peter Tauber nach einer Probe-
fahrt mit einem Elektroauto rund um das Bran-
denburger Tor überzeugt. Die Bundesregierung 
wird Anfang Mai mit einer Großveranstaltung ei-
nen weiteren Impuls geben, um dieses Thema in 
der Öffentlichkeit und in Forschung und Wirt-
schaft zu verankern. 
 

 
 

Terminhinweise (Auswahl) 
 
29.03., 17:00 
Bürgersprechstunde, Gelnhausen 
 
29.03., 19:30 
Wahlkreiskonferenz Wahlkreis 180, Langensel-
bold 
 
Impressum:  
Dr. Peter Tauber, Altenha ßlauer Str. 7,  
63571 Gelnhausen, Tel.: 06051 -7086938,  
mail: brieftauber@petertauber.de , 
internet: www.petertauber.de  

Dr. Peter Tauber mit Bürgermeister Uwe Scharf.  


